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S. Günther: Unpolitische Kommunalpolitik?

In der Forschung zur Weimarer Republik wird die
Frage, warum eine lÃ¤ngerfristige politische Systemsta-
bilisierung in der Zwischenkriegszeit ausblieb, eng mit
Beobachtungen zur SchwÃ¤che und AuflÃ¶sung des or-
ganisierten politischen Liberalismus und seiner Rolle im
Parteiensystem verknÃ¼pft. Stephanie GÃ¼nther greift
in der vorliegenden Studie, die auf einer bei AndreasWir-
sching in Augsburg entstandenen Dissertation beruht,
neuere Anregungen auf: Durch einen Perspektivenwech-
sel auf die Ebene der Kommunalpolitik will sie die These
vom Niedergang der liberalen Parteien und des Libera-
lismus in der Weimarer Republik einer differenzierenden
Revision unterziehen (S.Â 11f.). AndreasWirsching, Zwi-
schen Leistungsexpansion und Finanzkrise. Kommunale
Selbstverwaltung in der Weimarer Republik, in: Adolf M.
Birke / Magnus Brechtken (Hrsg.), Kommunale Selbst-
verwaltung â Local Self Government. Geschichte und
Gegenwart im deutsch-britischen Vergleich, MÃ¼nchen,
1996, S.Â 37â64; Karl Heinrich Pohl, Der Liberalismus
im Kaiserreich, in: RÃ¼diger vom Bruch (Hrsg.), Fried-
rich Naumann in seiner Zeit, Berlin u.a. 2000, S.Â 65â90,
hier S.Â 68. Als Untersuchungsgegenstand wÃ¤hlt sie die
Deutsche Volkspartei (DVP) mit Fokus auf der Rhein-

provinz. Im Rheinland und in Westfalen, wo bereits die
Nationalliberalen fest verankert gewesen waren, lebte
fast die HÃ¤lfte der Parteimitglieder (S.Â 90). An diesem
organisatorischen Kristallisationspunkt der Volkspartei
macht sich die Autorin auf die Suche nach dem Verbleib
der starken liberalen Selbstverwaltungstradition des 19.
Jahrhunderts.

Die ErschlieÃung desThemas soll Ã¼ber âprÃ¤gende
Strukturen, PersÃ¶nlichkeiten und Inhalteâ (S.Â 12) er-
folgen. Im ersten Teil werden zunÃ¤chst ausfÃ¼hrlich
die allgemeinen Rahmenbedingungen der Kommunalpo-
litik in der Weimarer Republik besprochen (S.Â 23â65).
Institutionell war die Selbstverwaltung in Artikel 127
der Weimarer Reichsverfassung garantiert. Als Ursache
der allgegenwÃ¤rtigen Wahrnehmungen einer âKrise
der Selbstverwaltungâ Zu den zeitgenÃ¶ssischen Krisen-
wahrnehmungen Wirsching, Leistungsexpansion, S.Â
54â64. identifiziert Stephanie GÃ¼nther deren materiell
umstrittene Integration in die neue Staatsform: In staats-
rechtlichen Konzeptionen einer zentralistischen Demo-
kratie galt die Ebene der kommunalen Selbstverwaltung
als stÃ¶rend, ein Standpunkt, gegen den die Kommu-
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nalpolitiker ihren Handlungsraum verteidigen mussten.
Kommunalpolitische Interessenvertretungen auf Reichs-
und LÃ¤nderebene wie der Deutsche StÃ¤dtetag sollten
die Verflechtung von nationaler und gemeindlicher Ebe-
ne sichern.

Im zweiten Teil der Arbeit wendet sich die Verfas-
serin der DVP und ihrer Haltung zur Kommunalpoli-
tik zu. GÃ¼nther argumentiert, dass sich die Volkspar-
tei auf diesem Gebiet als Erbin der âideellen Vorstel-
lungen und Prinzipienâ der nationalliberalen Partei er-
wies (S.Â 93â100). Diese habe nur ansatzweise inner-
parteiliche Strukturen hinsichtlich ihrer kommunalpoli-
tischen Arbeit entwickelt. In der Republik wirkte die per-
sistente Sehnsucht bÃ¼rgerlicher Honoratioren nach ei-
ner vom Parteienstreit unberÃ¼hrten âunpolitischen Re-
gelung von Sachfragenâ (S.Â 94) und dem damit verbun-
denen liberalen Ideal der unabhÃ¤ngigen Politikerper-
sÃ¶nlichkeit mit universalemVertretungsanspruch stark
nach. Dies schwÃ¤chte sich jedoch nach Beobachtun-
gen der Autorin Mitte der 1920er-Jahre ab, als die Par-
tei sich den verÃ¤nderten Gegebenheiten in der Repu-
blik anpasste. Das nun auch auf kommunaler Ebene ein-
gefÃ¼hrte VerhÃ¤ltniswahlrecht begÃ¼nstigte Partei-
en statt PersÃ¶nlichkeiten. 1923 entstand in der DVP
schlieÃlich ein kommunalpolitischer Reichsausschuss,
1925/26 grÃ¼ndete sich die kommunalpolitische Ver-
einigung der DVP Rheinprovinz (S.Â 133â174). Letzte-
re hielt groÃe Arbeitstagungen zu kommunalpolitischen
Themen ab mit dem Anspruch, innerhalb der Partei
ein Bewusstsein fÃ¼r die Selbstverwaltung zu schaffen.
GÃ¼nther legt nahe, dass diese organisatorische Ent-
wicklung nicht zuletzt reaktiv war: Das Zentrum bei-
spielsweise verfÃ¼gte seit 1917 Ã¼ber eine kommunal-
politische Zentralstelle in der Partei undwurde nach dem
Wegfall des Dreiklassenwahlrechts ein starker Gegner in
den StÃ¤dten der Rheinprovinz.

Nach knappen biografischen PortrÃ¤ts Ã¼ber die
prÃ¤genden Figuren der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der DVP Rheinprovinz, OttoMost, Fritz David Gus-
tav von Hansemann und Karl Jarres (S.Â 161â174) be-
ginnt GÃ¼nther mit der ErlÃ¤uterung der kommunal-
politischen Inhalte der DVP. 1928 verabschiedete die
Kommunalpolitische Vereinigung der DVP Rheinpro-
vinz âRichtlinienâ fÃ¼r ihre Arbeit: Dezentralisierung,
Schutz des Mittelstands und Schutz der Beamten und die
FÃ¶rderung des privaten Engagements in der Sozialpoli-
tik waren zentrale Punkte dieses programmatischen Vor-
stoÃes. Am Beispiel der Protokolle der Stadtverordne-
tenversammlung von Duisburg handelt die Autorin an-
schlieÃend einige damit zusammenhÃ¤ngende Politik-

felder ab: Verwaltungs- und Verfassungsreform, Finanz-
politik, Sozialpolitik, Kultur- und Bildungspolitik, Wirt-
schaftspolitik, Eingemeindungspolitik (S.Â 198â275). Der
Abschnitt Ã¼ber die Finanzpolitik (S.Â 209â228) zeigt die
Duisburger Stadtverordneten der DVP wie auch der an-
deren Parteien hin- und hergerissen zwischen der Not-
wendigkeit, dem kommunalen Haushalt Einnahmen zu
bescheren, und dem Unbehagen, dadurch beispielswei-
se den Mittelstand mit Abgaben zu belasten. In der
Wirtschaftspolitik (S.Â 254â260) vertraten die Abgeord-
neten der DVP den Standpunkt, dass die wirtschaftli-
che BetÃ¤tigung der Gemeinde nicht in Konkurrenz zu
ansÃ¤ssigen Unternehmen treten dÃ¼rfe und nur in
AusnahmefÃ¤llen wie der Gas-, Wasser- und Elektrizi-
tÃ¤tsversorgung aktiv werden solle.

Insgesamt ist die Autorin bemÃ¼ht, Einblick in ein
mÃ¶glichst weites Spektrum von Themenfeldern zu ge-
ben. Diese Vorgehensweise und die Fokussierung der
Studie auf Ã¼bergeordnete parteiliche Vereinigungen
fÃ¼r Kommunalpolitik und KÃ¶rperschaften wie die
Duisburger Stadtverordnetenversammlung limitieren je-
doch die inhaltliche Vertiefung. Einige Beispiele aus der
kommunalpolitischen Praxis der StÃ¤dte und Gemein-
den hÃ¤tten dazu beitragen kÃ¶nnen, die zahlreich zi-
tierten offiziÃ¶sen Verlautbarungen zu konkretisieren
und deren politische Sprache analytisch zu durchdrin-
gen. Damit wÃ¤re der Blick auch stÃ¤rker darauf ge-
lenkt worden, dass es in der DVP eine KontinuitÃ¤t kom-
munalpolitischer Arbeit jenseits der nur zÃ¶gerlich ent-
standenen einschlÃ¤gigen Vereinigungen innerhalb der
Partei gab: Zahlreiche liberale BÃ¼rgermeister blieben
nach 1918 im Amt (S.Â 95) und versahen weiter ihren
Dienst. Im Bereich der kommunalen Wirtschaftspolitik
hÃ¤tte beispielsweise die Frage, welchen spezifischen
Begriff des Mittelstands Vertreter der DVP in den regio-
nalen Kontexten und Konflikten der Zwischenkriegszeit
entwickelten, zusÃ¤tzliches ErklÃ¤rungspotential beses-
sen. Welche Positionen wurden dabei als genuin âli-
beralâ verstanden? Den Wunsch nach einer âunpoliti-
schen Politikâ teilten die Liberalen beispielsweise mit ei-
nem Teil der Konservativen, eine Haltung, die eher als
lagerÃ¼bergreifendes Merkmal der politischen Kultur
denn als ausschlieÃlich nationalliberales Erbe beschrie-
ben werden mÃ¼sste.

Stephanie GÃ¼nther hat bisher in der Forschung un-
beachtete organisationsgeschichtliche Aspekte der kom-
munalpolitischen Vereinigungen innerhalb der DVP gut
aufgearbeitet. Friedrich Naumann klagte jedoch 1906: ââ¦
von allen politischen Richtungen aber ist der Liberalis-
mus am schwersten organisierbar.â Friedrich Naumann,
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Erneuerungsprobleme, in: Ders., FreiheitskÃ¤mpfe, Ber-
lin 1911, S.Â 63â77, hier S.Â 73. Bei dem Text handelt
es sich um den Wiederabdruck eines Artikels aus der
Zeitschrift âDie Hilfeâ, 12. Jahrgang, 1906, Nr. 35â37.
MÃ¶glicherweise wÃ¤re die Autorin ihrem Anspruch,

einen aktiven Liberalismus in der Zwischenkriegszeit
zu portrÃ¤tieren, nÃ¤her gekommen, wenn sie ihren
Blick Ã¼ber die schwach ausgebildeten formalen Struk-
turen der Partei hinaus auf informelle Netzwerke in den
StÃ¤dten und Gemeinden selbst gerichtet hÃ¤tte.
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